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TOP 2
 

„Schienenlärm an der Quelle vermindern - wirtschaftliche Anreize schaffen“
Antrag der Fraktion CDU und FDP, Drs. 14/4340

Entschließungsantrag der SPD-Fraktion
Schiene stärken - den Schienenlärm reduzieren!
Es gilt das gesprochene Wort

Anrede,
es ist eine altbekannte Tatsache, dass die Wirtschaftsentwicklung und die Verkehrsentwicklung parallel wachsen.

Die künftige wirtschaftliche Bedeutung Nordrhein-Westfalens ist unmittelbar davon abhängig, dass die Verkehrsinfrastruktur des Landes den Mobilitätsanforderungen der Menschen und der Wirtschaft gerecht wird: 
denn die Leichtigkeit des Verkehrs – also die Ortsveränderungen von Personen, Gütern und Nachrichten – ist für unser hochindustrialisiertes, exportorientiertes Land ein zentraler Faktor seiner Leistungsfähigkeit. 
Gerade vor dem Hintergrund der voranschreitenden Globalisierung und zunehmenden Arbeitsteilung prägt die Mobilität nachhaltig den Standort Nordrhein-Westfalens im Wirtschaftswettbewerb.

Unser Land verfügt über ein engmaschiges und leistungsfähiges Verkehrsnetz aus Straßen, Schienen, Flughäfen und Wasserstraßen, wie es nur wenige Regionen weltweit vorzuweisen haben. Unsere Städte und Ballungsgebiete sind durch Autobahnen und Eisenbahnlinien miteinander und mit anderen Wirtschaftsregionen Europas eng verbunden. 
Die günstige geografische Lage Nordrhein-Westfalens macht unser Land zu einem bedeutenden Verkehrskreuz im Westen Europas. 
All dies führt aber auch zu erheblichen Verkehrsbelastungen, wobei der Verkehrsträger Straße der mit Abstand am meisten genutzte Verkehrsweg ist.
Um die Straße zu entlasten, hat die sozialdemokratische Verkehrspolitik im Bund und in Nordrhein-Westfalen mit großem Erfolg die Schiene gestärkt.

So konnte die Verkehrsleistung auf der umweltfreundlichen und sicheren Schiene in den vergangenen Jahren maßgeblich gesteigert werden – und aktuelle Verkehrsprognosen zeigen, dass diese Verkehrszunahme auch weiterhin anhalten wird:
Beim Schienenpersonenverkehr werden bis zum Jahr 2015 17 Prozent und beim Schienengüterverkehr 41 Prozent Zuwachs prognostiziert!

Anrede,

so erfolgreich und gut diese Entwicklung für die Mobilität in unserem Land ist, bringt sie jedoch als unerwünschten Nebeneffekt erhebliche Lärmbelästigungen für die Schienenanwohner mit sich. 
Während bei Neu- und Ausbaumaßnahmen der Schiene Lärmschutzmaßnahmen im Sinne einer Lärmvorsorge gesehen werden können, ist die an bestehenden Hauptstrecken lebende Bevölkerung erheblichen und weiter zunehmenden Lärmbelastungen ausgesetzt. Die breite öffentliche Unterstützung für eine Fortsetzung der Politik zur Stärkung des Schienengüterverkehrs könnte gefährdet sein, wenn die daraus resultierenden Lärmbelastungen nicht intensiver als bislang bekämpft werden.

Um den Schienenlärm zu reduzieren werden seit Jahren in erheblichem Umfang aktive und passive Lärmschutzmaßnahmen ergriffen.

Seit dem Jahr 1999 setzt die Bundesregierung ein Lärmsanierungsprogramm an bestehenden Schienenstrecken um. Die erwarteten Gesamtkosten für alle passiven und aktiven Lärmschutzmaßnahmen an bestehenden Schienenstrecken liegen jedoch bei rund zwei Milliarden Euro, so dass bei Fortsetzung der bisherigen Förderpraxis nahezu 30 Jahre notwendig wären, um die Sanierung abzuschließen. 
Daher hat die Bundesregierung ihre Fördermittel zur Lärmsanierung an bestehenden Schienenstrecken in diesem Jahr auf 100 Millionen Euro erhöht – dies ist im Vergleich zum Bundeshaushalt 2005 nahezu eine Verdoppelung. 
Dabei ist zu beachten, dass punktuelle Lärmsanierungsmaßnahmen keine flächenhaften Wirkungen entfalten und im Übrigen nicht überall möglich und teilweise sehr kostenintensiv sind.

Nun bieten sich durch den Einsatz von Kunststoffverbund-Bremssohlen (so genannte K-Sohlen) neue, erfolgversprechende Möglichkeiten der Bekämpfung des Schienenlärms unmittelbar an der Quelle. Einige Verkehrspolitiker aus diesem Hause – ich selber war auch dabei – konnten sich am 2. April 2007 in Bingen am Rhein von der Wirkung dieser neuen Bremstechnik unmittelbar ein Bild machen.
Die K-Sohlen ermöglichen die Bekämpfung des Schienenlärms an der Quelle. Durch sie wird nicht nur beim Bremsvorgang sondern auch bei der normalen Fahrt weniger Lärm abgestrahlt.

Aber wo Licht ist, ist auch Schatten:
Nach Angaben der DB AG müssten etwa 135.000 Wagen, die noch länger als 4 Jahr im Einsatz sind, mit der K-Sohlenbremse umgerüstet werden. Bei einem Investitionsbedarf von rund 4.000 Euro pro Wagen ergibt dies einen Gesamtfinanzierungsbedarf von über einer halben Milliarde Euro. Eine Finanzierung dieser Umrüstung allein durch die Eisenbahn würde die Kosten des Schienengüterverkehrs erhöhen, die Wettbewerbsfähigkeit des Verkehrsträgers Schiene beinträchtigen und voraussichtlich zu unerwünschten Rückverlagerungen auf die Straße führen.

Der vorliegende Antrag der Regierungsfraktionen begrüßt die Einführung der K-Sohlen, erfasst jedoch das Schienenlärmproblem leider nur sehr punktuell und selektiv:
· Zum einen besteht das Schienenlärmproblem nahezu an allen Schienenstrecken in unserem Land und nicht nur auf der Rheintal-Schienenstrecke, die Hauptthema des Koalitionsantrages ist.

· Weiter sieht der Antrag keinerlei Verantwortlichkeit der nordrhein-westfälischen Landesregierung bei der Bekämpfung des Schienenlärmproblems sondern verweist lediglich auf den Bund sowie auf Europa und schließlich
· verweist der Antrag ausschließlich auf eine Bremsumrüstung, obwohl auch andere schienenlärmreduzierende Maßnahmen möglich sind.
Die Umrüstung der Güterwaggonbremsen kann einen – ich sage ausdrücklich einen – Beitrag zur Reduzierung des Schienenlärms leisten. Dieser Beitrag ist aber mit erheblichen finanziellen Anstrengungen verbunden und führt letztlich nur dann zum Erfolg, wenn bei den zunehmenden grenzüberschreitenden Schienengüterverkehren alle Waggons eines solchen Zuges diese Technik besitzen. Ein nationales Umrüstungsprogramm müsste daher um ein europäisches Umrüstungsprogramm erweitert werden und durch die Einführung einer Umweltkomponente in das Trassenpreissystem der DB Netz AG ergänzt werden, um den Einsatz von lärmarmen Güterwagen und Lokomotiven in Deutschland zusätzliche Anreize zu schaffen.
Anrede,

Das Schienenlärmproblem ist so komplex, das es effektiv nur im Einklang aller Akteure – und das sind die Bahnen, die Kommunen, die Bundesländer, der Bund und die europäische Union unter angemessener Beteiligung der Betroffenen – wirklich effektiv gelöst werden kann. 
Das Beispiel der historischen Trasse des Eisernen Rheins zeigt, dass hier in erster Linie die Wohnbebauung zu nah an der Trasse ermöglicht wurde – also die Kommunen einen vermeidlichen Konflikt erst geschaffen haben! 
Den Schienenlärmminderungsprozess könnte die Landesregierung mindestens verantwortungsvoll koordinieren – aber die Regierungsfaktionen haben in ihrem Antrag nichts anderes zu tun, als die Landesregierung aus jeder Pflicht, an der Lösung des Schienenlärmproblems mitzuwirken, freizustellen.

Anrede,

dabei stellt die Reduzierung des Schienenverkehrslärms eine wichtige Aufgabe für das Land dar. 
Der Vorteil der Entlastung des weiter wachsenden Straßenverkehrs darf nicht mit dem Nachteil einer erhöhten Lärmbelastung für die Anwohner an Bahnstrecken gekoppelt sein!
Die Landesregierung muss sich aktiv bei der Lösung des Schienenverkehrslärmproblems engagieren und hierbei auch unkonventionelle Wege, wie zum Beispiel das gezielte Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern im mittleren Umfeld der Schienenwege, beschreiten.

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit.

